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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E -We 22/72 Bonn, den 27. März 1972 


■ An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1599/71 in bezug auf die Anwendung 
der zusätzlichen Bedingungen, denen eingeführter, zum 
unmittelbaren menschlichen Verbrauch bestimmter Wein 
entsprechen muß. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. März 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 in bezug 
auf die Anwendung der zusätzlichen Bedingungen, denen 
eingeführter, zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch 
bestimmter Wein entsprechen muß 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Markt Organi- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2722/71 -), insbesondere auf 
Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 des Rates 
vom 20. Juli 1971 3), in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2830/71 wurden zusätzliche Bedingun- 
gen festgelegt, denen eingeführter, zum unmittelba- 
ren menschlichen Verbrauch bestimmter Wein ent- 
sprechen muß. Artikel 4 dieser Verordnung sieht 
deren Anwendung zum 1. April 1972 vor. Wegen der 
zu den Drittländern, die Wein in die Gemeinschaft 
ausführen, aufzunehmenden Verbindungen erscheint 
es nicht möglich, den genannten Termin einzuhalten. 
Es muß daher ein späterer Termin festgesesetzt wer- 
den - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 ^ 

Das Datum des 1. April 1972 in Artikel 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1599/71 wird durch das Datum des 
1. Juli 1972 ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
.fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 168 
vom 27. Juli 1971, S. 3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 66 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Inkraftsetzung der Verordnung (EWG) Nr. 1599/ 
71 des Rates zur Festsetzung zusätzlicher Bedingun- 
gen, denen eingeführter Wein, der zum unmittelba- 
ren menschlichen Verbrauch bestimmt ist, entspre- 
chen muß, war auf den 1. Januar 1972 festgelegt 
worden. 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2830/71 des Rates wurde 
sie auf den 1. April. 1972 hinausgeschoben. 

Wegen Schwierigkeiten bei der Ausarbeitung der 
Durchführungsbestimmungen, von denen einige die 
Fühlungnahme mit Drittländern erforderten, die 
noch nicht zustanHe gekommen ist, zeigt sich, daß 
der vorgesehene Termin nicht eingehalten werden 
kann. Aus diesem Grunde schlägt die Kommission 
dem Rat vor, den Termin der Inkraftsetzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1599/71 vom 1. April auf den 
1. Juli 1972 zu verschieben. 
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